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Kinder mit sonderpädagogischen 
Bedürfnissen
Die Sonderpädagogik beschäftigt sich mit 
Kindern, die einen besonderen schulischen 
Förderbedarf aufweisen. Durch sonderpä-
dagogische Förderung soll Kindern und Ju-
gendlichen mit einer Behinderung, Verhal-
tensstörung oder Teilleistungsschwäche 
eine ihren Bedürfnissen und Kompetenzen 
entsprechende schulische Bildung ermög-
licht werden. Die Entstehungsgeschichte 
und Definitionen der Sonderpädagogik sind 
seit jeher eng verknüpft mit der Medizin 
(zum Teil als Vermischung und zum Teil in 
Abgrenzung). Tatsächlich können Kinder 
mit sonderpädagogischen Bedürfnissen 
fast immer einer medizinischen Diagnose 
nach ICD-10 zugeordnet werden.
Epidemiologische Studien zeigen, dass me-
dizinische Störungen mit schulischen Aus-
wirkungen und sonderpädagogischem 
 Förderbedarf häufig sind. Etwa 5% aller 
Kinder leiden zum Beispiel an einer Auf-
merksamkeitsdefizit-/Hyperaktivitätsstö-
rung (ADHS). Andere Störungen wie die 
Entwicklungsstörung motorischer Funktio-
nen sind ebenfalls weit verbreitet. Die 
Schweiz hat zudem eine der höchsten Früh-
geborenenraten in Europa (7.5% aller Ge-
burten).
Es kann zuverlässig vorausgesagt werden, 
dass die Häufigkeitsrate von medizinischen 
Störungen mit schulischen Auswirkungen 
im zweistelligen Prozentbereich liegt. Mit 
anderen Worten: In jeder Schulklasse gibt 
es mindestens zwei Kinder mit besonderen 
schulischen Bedürfnissen aufgrund einer 
medizinischen Diagnose. Insgesamt hat die 
Anzahl der Kinder mit besonderem Förder-
bedarf in den letzten Jahren zugenommen. 
Neben der Erweiterung des Angebots an 
sonderpädagogischen Massnahmen in den 
einzelnen Kantonen haben zwei Umstände 
dazu beigetragen: Der medizinische Fort-
schritt und die bessere Kompetenz der 
Fachleute.
Medizinische Fortschritte haben zu einem 
Anstieg der Überlebensrate von Kindern 
mit akuten und chronischen Erkrankungen 
geführt. Wissenschaftliche Studien haben 
ergeben, dass über 10% aller Kinder an 
Frühgeburtlichkeit, angeborenen Missbil-
dungen oder schweren Krankheiten leiden. 
Viele dieser Kinder zeigen als eine Folge der 
Die neuen Entwicklungen in der 
Sonderpädagogik
In den letzten Jahren wurden in der Schweiz 
neue Konzepte für die Massnahmen bei Kin-
dern mit sonderpädagogischen Bedürfnissen 
ausgearbeitet. Grund dafür war die Neugestal-
tung des Finanzausgleichs und der Aufgaben-
teilung zwischen Bund und Kantonen (NFA). 
Die NFA hatte zur Folge, dass sich die Invali-
denversicherung (IV) aus der Finanzierung 
und Regelung der Sonderschulung und der 
sonderpädagogischen Massnahmen zurück-
zog und diese Aufgabe den Kantonen übertra-
gen wurde. In einer interkantonalen Vereinba-
rung über die Zusammenarbeit im Bereich der 
Sonderpädagogik, dem Sonderpädagogik-
Konkordat, legten die Kantone das Grundan-
gebot an sonderpädagogischen Massnahmen 
und die für diese Massnahmen berechtigten 
Kinder und Jugendlichen fest. Dieses Grund-
angebot umfasst heilpädagogische Früher-
ziehung (einschliesslich spezifischer Angebo-
te für hör- und sehbehinderte Kinder), 
Logopädie, Psychomotoriktherapie, schulisch 
verordnete Psychotherapie, behinderungs-
spezifische Beratung und Unterstützung, ver-
schiedene Formen von integrativer Regel- und 
Sonderschulung mit heilpädagogischer Be-
gleitung und Eingliederungsmassnahmen. Es 
wurden zudem gemeinsame Instrumente für 
die Sonderschulung geschaffen. Besonders 
erwähnenswert ist das standardisierte Abklä-
rungsverfahren (SAV) für die Indikation zu 
sonderpädagogischen Massnahmen. 
Bis zum heutigen Zeitpunkt wurde in 12 
Kantonen ein Beitritt zum Sonderpädagogik-
Konkordat beschlossen und es wurden in 10 
Kantonen sonderpädagogische Konzepte 
genehmigt, welche die konkrete finanzielle, 
inhaltliche und organisatorische Ausgestal-
tung der Sonderschulung definieren. 
Fehlender Einbezug der Medizin
Die Ausarbeitung der sonderpädagogi-
schen Konzepte in den einzelnen Kantonen 
fand weitgehend unter Ausschluss von 
medizinischen Fachleuten statt. Seit Ein-
führung der NFA liegt die Zuständigkeit für 
die Bedarfsabklärung und Zuweisung von 
Kindern mit sonderpädagogischen Bedürf-
nissen ausschliesslich bei den schulischen 
Fachstellen. Es ist erstaunlich, dass den 
Schulen weitgehend die alleinige Verant-
wortung für sonderpädagogische Massnah-
men bei Kindern mit besonderen Bedürfnis-
sen übertragen wird, obwohl das 
Gesundheitssystem seit jeher wesentlich 
zur Versorgung dieser Kinder und Jugendli-
chen beiträgt.
Die Pädiatrie und die Kinder- und Jugend-
psychiatrie sind wichtige Partner der Son-
derpädagogik. Ärztinnen und Ärzte stellen 
häufig als Erste eine Entwicklungsbehinde-
rung oder eine Verhaltensstörung fest und 
die Eltern wenden sich in der Folge auch mit 
Fragen zum Entwicklungs- und Bildungsbe-
darf an diese Fachpersonen. Sie geniessen 
in der Regel als Experten für die körperliche 
und psychische Gesundheit und Entwick-
lung von Kindern ein hohes Vertrauen und 
Glaubwürdigkeit bei Eltern und Erziehungs-
berechtigten. Ärztliche Berichte, Diagno-
sen und Gutachten sind ausserdem eine 
Grundlage für die Indikation von medizini-
schen Therapien und bilden häufig eine 
Voraussetzung für die Bewilligung von son-
derpädagogischen Massnahmen. 
Im November 2010 fand am Luzerner Zen-
trum für Sozialversicherungsrecht (LuZeSo) 
der Universität Luzern eine Tagung statt, 
welche die sonderpädagogischen Ansprü-
che von Kindern mit Behinderungen, die 
Verfahrensfragen und Mitwirkungsrechte 
und -pflichten der am Verfahren beteiligten 
Fachleute aus juristischer und medizini-
scher Sicht behandelte. Diesem vorliegen-
den Artikel folgt eine Einschätzung der 
heutigen Lage aus rechtlicher Sicht durch 
Frau Prof. Gabriela Riemer-Kafka (Ordinaria 
für Sozialversicherungs- und Arbeitsrecht 
an der Universität Luzern).
Die Zusammenarbeit zwischen Sonder­
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lässigkeit zwischen Regel- und Sonderschul-
bereich und das koordinierte Grundangebot 
an sonderpädagogischen Massnahmen sind 
sinnvolle Aspekte der neuen Konzepte und 
werden darum hier nicht weiter behandelt. 
Eine kritische Betrachtung der organisatori-
schen Prozesse in der Sonderpädagogik ist 
aus meiner Sicht aber durchaus notwendig. 
Für die Bedarfsabklärung von sonderpäda-
gogischen Massnahmen wurde im Auftrag 
der Schweizerischen Konferenz der kanto-
nalen Erziehungsdirektoren ein standardi-
siertes Abklärungsverfahren (SAV) ausge-
arbeitet. Das Verfahren soll besonders für 
die Zuweisung zu verstärkten oder hoch-
schwelligen sonderpädagogischen Mass-
nahmen und bei offenen Fragen oder Dis-
sens zwischen Eltern und Schule 
Verwendung finden. Weil das SAV auf einem 
biopsychosozialen Modell beruht, darf es 
nur durch eine ausgewogene Zusammen-
stellung von Fachleuten durchgeführt wer-
den. Es ist allerdings erstaunlich, dass in 
der Ausgestaltung der sonderpädagogi-
schen Konzepte die schulischen Fachstel-
len weitgehend die alleinige Verantwortung 
tragen und ausserschulische Fachleute nur 
«bei Bedarf» hinzugezogen werden sollen. 
Das SAV beinhaltet eine systematische 
Einschätzung der Fördersituation, des Um-
feldes, der Aktivitäten und Partizipation 
sowie der Körperfunktionen, allfälliger 
Krankheiten und Diagnosen. Besonders für 
die letzteren Bereiche verfügen schulische 
Dienste nicht über ausreichende fachliche 
Qualifikationen. Bei geplanten oder bereits 
durchgeführten sonderpädagogischen 
Massnahmen muss darum eine medizini-
sche Fachperson zwingend in die Entschei-
dungsprozesse miteinbezogen werden und 
nicht erst dann, wenn medizinische Aspek-
te in Betracht gezogen werden. Die Diagno-
se entscheidet wesentlich darüber, welche 
Prognosen zu erwarten sind und welche 
Massnahmen getroffen werden sollten. Die 
schulischen Abklärungsstellen sind nicht 
ausreichend kompetent zu entscheiden, ob, 
wann und welche weiteren Abklärungen für 
die Beurteilung des besonderen Entwick-
lungs- und Bildungsbedarfs und die sonder-
pädagogischen Massnahmen bei Kindern 
und Jugendlichen notwendig sind.
Eine formalisierte Zusammenarbeit zwi-
schen schulischen Abklärungsstellen und 
ausserschulischen Fachpersonen ist darum 
notwendig. Die neue konzeptionelle Ausge-
Grunderkrankung Entwicklungsauffälligkei-
ten und Verhaltensstörungen, welche son-
derpädagogische Massnahmen in der Vor-
schul- oder Schulzeit nötig machen. Wir 
müssen davon ausgehen, dass der Anteil 
dieser Kinder mit erhöhtem sonderpädago-
gischen Bedarf in Zukunft nicht abnehmen 
wird.
Die Verfahren der Abklärung und Erfassung 
von Kindern mit Entwicklungsauffälligkei-
ten und Verhaltensstörungen sowie die 
Kompetenz von Fachpersonen aller Profes-
sionen haben sich in den letzten Jahren 
deutlich verbessert. Darum werden Kinder 
früher und zuverlässiger erfasst und eher 
sonderpädagogischen Massnahmen zuge-
führt.
Spezialitäten und Aufgaben  
der Medizin
Oft wenden sich Eltern zuerst an Ärztinnen 
und Ärzte oder an Fachpersonen von medi-
zinischen Beratungs- und Therapiestellen, 
bevor schulische Abklärungsstellen invol-
viert werden. So sorgen beispielsweise 
Kinderärztinnen und Kinderärzte in der 
Praxis dafür, dass Kinder mit Entwicklungs- 
oder Verhaltensauffälligkeiten im Rahmen 
der pädiatrischen Vorsorgeuntersuchungen 
frühzeitig erfasst werden. Sie sind ausser-
dem für die Abklärung, Therapie und 
 Beratung von Kindern mit Entwicklungsva-
rianten, -störungen oder Verhaltensauffäl-
ligkeiten (zum Beispiel Schlafstörungen, 
Spracherwerbsverzögerungen, motorische 
Ungeschicklichkeiten oder Defiziten in der 
Aufmerksamkeit) zuständig. Die pädiatri-
schen Fachärztinnen und Fachärzte kennen 
das Kind und dessen Familie meist seit 
Geburt und geniessen bei Eltern grosses 
Vertrauen und Glaubwürdigkeit. Deshalb 
kommt bei der Indikation von medizini-
schen und sonderpädagogischen Massnah-
men den Kinderärztinnen und Kinderärzten 
eine Schlüsselfunktion zu, besonders im 
Frühbereich, in welchem es auch sinnvoll 
ist, wenn sie die Fallführung übernehmen.
Zahlreiche Fachärztinnen und Fachärzte für 
Kinder- und Jugendmedizin verfügen über 
Zusatzweiterbildungen, zum Beispiel in 
Entwicklungspädiatrie, Rehabilitationsme-
dizin oder Neuropädiatrie. Tatsächlich er-
fordern komplexe Entwicklungs- oder Ver-
haltensstörungen im Kindesalter eine 
umfassende und vertiefte medizinische 
Abklärung, welche durch diese Spezialisten 
sichergestellt wird. 
Neben der Pädiatrie ist die Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie und -psychotherapie ein 
wichtiges medizinisches Fachgebiet, das 
sich mit Kindern und Jugendlichen mit Ent-
wicklungsauffälligkeiten und Verhaltens-
störungen befasst. Kinder- und Jugendpsy-
chiatrische Dienste (KJPD) in den Kantonen 
oder psychiatrische Fachärzte in der Praxis 
sind Anlaufstellen bei emotionalen und 
sozialen Störungen, Wahrnehmungs-, Ver-
haltens- und Entwicklungsauffälligkeiten, 
Angstzuständen, Pubertätskrisen, Aggres-
sivität, Zwängen, Suizidalität, Essstörun-
gen, Folgen von sexueller Gewalt und 
 weiteren psychiatrischen oder psychoso-
matischen Krankheiten.
Die medizinischen Fachstellen spielen eine 
besondere Rolle bei der Identifizierung von 
Diagnosen und Störungsursachen, welche 
nicht nur für die Kinder von Bedeutung sind, 
sondern auch für ihre Eltern. Für die Bewäl-
tigung von elterlichen Schuldgefühlen oder 
für die Einschätzung von Prognosen sind 
Kenntnisse über die Störungsursachen not-
wendig. Gesicherte Diagnosen können zu-
dem oft unnötige weitere Untersuchungen 
vermeiden, erlauben die Anpassung von 
Unterstützungsmethoden, Fördermassnah-
men und Therapien und ermöglichen den 
Eltern einen Erfahrungsaustausch mit an-
deren betroffenen Familien.
Ärztinnen und Ärzte orientieren sich aber 
nicht nur an Diagnosen und Defiziten, son-
dern auch an den Ressourcen und Potenti-
alen der Kinder und Jugendlichen. In den 
letzten Jahren haben neben den krankheits-
bezogenen Klassifikationen auch die Inter-
national Classification of Functioning, Disa-
bility and Health (ICF) bei der ärztlichen 
Beurteilung an Bedeutung zugenommen 
und Stärken und Schwächen von Kindern 
werden mit Entwicklungsprofilen erfasst. 
Sonderpädagogische Konzepte: 
Eine kritische Betrachtung
Die sonderpädagogischen Konzepte der 
Kantone beschreiben die konkrete finanziel-
le, inhaltliche und organisatorische Ausge-
staltung der Sonderschulung. Um es vor-
wegzunehmen: Die Bestrebungen für eine 
Integration von Kindern mit besonderen 
Bedürfnissen in die Regelschule, die Durch-
29
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staltung der Sonderschulung vergrössert 
die Zahl mitwirkender Fachpersonen. Gera-
de aus diesem Grund müssen die Rollen der 
verschiedenen Akteure in den sonderpäd-
agogischen Konzepten genügend definiert 
und weitgehend klar sein. Dazu ist es not-
wendig, dass die verschiedenen Berufs-
gruppen voneinander wissen müssen, was 
ihnen gemeinsam ist, was sie leisten kön-
nen und was nicht. Ein solches Vorgehen ist 
besonders darum wichtig, weil die histo-
risch gewachsenen medizinisch-therapeu-
tischen und pädagogisch-thera peu tischen 
Angebote bei Kindern mit Entwicklungsauf-
fälligkeiten viele Berührungsflächen und 
Überschneidungen haben. Die Psychomo-
torik-Therapie als Spezialität der Sonderpäd-
agogik zum Beispiel ist eine Behandlungs-
form, die ebenso wie die Ergotherapie bei 
Kindern mit einer Entwicklungsstörung der 
Motorik eingesetzt werden kann. 
Das standardisierte Abklärungsverfahren 
kommt hauptsächlich bei hochschwelligen 
Massnahmen zur Anwendung. Im nieder-
schwelligen Bereich (bei Kindern mit «leich-
ten» Auffälligkeiten) werden sonderpädago-
gische Massnahmen meist im Rahmen des 
schulischen Standortgesprächs mit den 
beteiligten pädagogischen Fachpersonen 
und den Eltern festgelegt, oft ohne dass 
Abklärungen durchgeführt werden. Die Ge-
fahr von Fehldiagnosen mit Über- oder 
Unterbehandlungen ist dabei nicht zu un-
terschätzen. Kinder mit Verhaltens- und 
Entwicklungsauffälligkeiten haben das An-
recht auf eine Abklärung ihrer Störung und 
auf angemessene Massnahmen. Dabei soll-
te eine Abklärung nicht nur in denjenigen 
Bereichen durchgeführt werden, in welchen 
schulische Defizite festgestellt worden 
sind, sondern eine umfassende Beurteilung 
aller Entwicklungsbereiche beinhalten. Die 
Informationen aus der Krankengeschichte 
und die Kenntnisse aus den kinderärztli-
chen Vorsorgeuntersuchungen können für 
die Wahl von Massnahmen zusätzlich hilf-
reich sein und sollten darum von den betei-
ligten Fachpersonen mitberücksichtigt 
werden.
Forderungen aus ärztlicher Sicht
Die Schnittstellen zwischen Bildungs- und 
Gesundheitswesen sind in den sonderpäd-
agogischen Konzepten unzureichend ge-
klärt und Synergien zwischen den Bildungs- 
und Gesundheitssystemen werden kaum 
genutzt. Wann ist eine Abklärung eines 
Kindes mit besonderem Entwicklungs- und 
Bildungsbedarf notwendig? Wer klärt ab? 
Welche Kriterien kommen bei der Zuwei-
sung zu Massnahmen zur Anwendung? Wer 
trifft den Entscheid für einen besonderen 
Entwicklungs- und Bildungsbedarf? Die 
Zusammenarbeit zwischen schulischen und 
ausserschulischen Fachstellen muss for-
malisiert werden und die Leistungsansprü-
che zwischen Bildungs- und Gesundheits-
wesen müssen geklärt sein.
Eine enge Zusammenarbeit zwischen ärzt-
lichen und nichtärztlichen Diensten sowie 
zwischen schulischen und ausserschuli-
schen Fachpersonen ist notwendig, damit 
das Entwicklungs- und Bildungspotential 
von Jugendlichen mit Behinderungen gesi-
chert werden kann. 
Ich bitte Sie, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, in Ihren Kantonen im Interesse der 
Kinder und ihren Familien aktiv zu bleiben 
oder zu werden!
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